
111-11 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des 

Nationalrates XVI. GP 

Bericht der Bundesregierung betreffend die auf der 66. Tagung 

der Internationalen Arbeitskonferenz, 1980,angenornrnene Empfeh­

lung (Nr. 162) betreffend ältere Arbeitnehmer 
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Bericht an den 
============== 

Nationalrat 
=========== 

A. Vorbemerkungen 

Vom 4. bis 25. Juni 1980 trat in Genf die Internationale Ar­

beitskonferenz zu ihrer 66. Tagung zusammen, an der wie all­

jährlich auch Österreich mi' einer vollständigen aus Vertre­

tern der Regierung sowie der ~rbeitgeber und der Arbeitnehmer 

zusammengesetzten Delegatio: ; 1genommen hat. Auf dieser 

Tagung wurde unter anderem o.~ 

Empfehlung (Nr. 162) betreffend ältere Arbeitnehmer 

angenommen. 

Der amtliche deutsche Wortlaut dieser internationalen Ur­

kunde ist in der Anlage beigeschlossen. 

Je des r" i t 9 1 i e d d e (' I nt e r' n a t ion al e n Art:. t s 0 r g an isa t ion ist 

gemäß Artikel 19 der Verfassung dEr Organisation, 8GB1.Nr.223/ 

1949, verpflichtet, die von der Internationalen Arbeitskon­

ferenz angenommenen internationalen Instrumente den zuständigen 

Stellen im Hinblick auf ihre Verwirklichung durch die Gesetz­

gebung oder andere Maßnahmen vorzulegen. FUr Empfehlungen 

der Internationalen Arbeitsorganisation ist eine Ratifikation 

nicht vorgesehen. Zur Erfüllung der Vorlagepflicht genügt es 

daher, dem Nationalrat einen Bericht zur Kenntnis zu bringen, 

~n welchem die gegenwär~ige Rechtslage - allenfalls auch ihre 

künftige Gestaltung - auf dem im internationalen Instrument 

geregelten Gebiet mit Beziehung auf dessen Vorschläge darge­

stellt wird. In Entsprechung dieser Vorlageverpflichtung 

hat der Ministerrat bereits in seiner Sitzung am 2.März 1982 

den ihm mit dem Ant~ag auf Kenntnisnahme vorgelegten Bericht 

Uber die gegenständliche Empfenlung zur Kenntnis genomm~n und 

beschlossen, ihn dem Nationalrat zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

Der Bericht (111-134 der Beilagen XV.GP) wu~de am 12.10.1982 

vom Ausschuß für soziale Verwaltung in Verhandlung genommen, 

vom Plenum des Nationalrates jedoch vor Beendigung der XV. 

Gesetzgebungsperiode nicht ~ehr behandelt. 
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3. Die internationale Urkunde 

Die Smofehlun~ 3ilt für alle Arbeitnehmer, die wegen 

ihres zunehmenden Alters auf Schwierigkeiten in 8eschäftigung 

und 3eruf stoßen können. Diese "älteren Arbeitnehmer" können 

entsprechend der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis 

sowie den örtlichen Verhältnissen g enauer definiert werden • . 
Die Beschäftig~ngsprobleme dieses Personenkreises sollten 

i~ Rahmen einer umfassenden und ausgewogenen Strategie der 

l: ollbeschättigung sowie einer ebensolchen Sozialpoli tik auf 

betrieblicher 2bene behandelt ~erden. Um dabei die geschäfti-

3~ngsp robleme nicht von einer Gruppe auf eine andere zu ver­

Lagern soll t e allen 3e " ölker'.lngsgruppen gebührend Rechnung 

~~ Abschnitt II ü~er Chancengleichheit und Gleichbe­

~anclung ~ird =unächst al13emein e~pfohlen, i~ ~ahmen einer 

innerstaatlichen Politik zur :örder~ng der Chancenglei~hheit 

und Gleichbehandlung der Arbeitnehmer ungeachtet ihres 

Alters und i m Rahmen der einschlägigen Geset=gebung und Praxis 

~~Snahmen zu treffen, um jede Oiskri~inierung älterer Arbeit­

nehmer in Beschäftigung und Beruf zu verhindern. ~eiters 

soll te!'l Maßnahmen für eine , .. irksame Beteiligung der i/erbände 

der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an der Gestaltung sowie 

an der Förderung der Annahme und der Befolgung der er~ähnte!'l 

?oli:ik getroffen werden; auch ~ird empfohlen, Gesetze zu 

erlassen und/oder Programme zu unterstützen, die geeignet 

erscheinen , d~e Annahme und Befolgung dieser ?olitik zu siciern. 

~lteren Arbeitne~mern sollte in den nachgenannten FäLlen 

ohne Diskri=in!erung ~egen i~res Alters Chancengleichheit und 
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beim Zugang zur Berufsberatung und zur Arbeitsver~itt­

lung; beim Z~gang zur Beschäftigung ihrer Wahl im öffent­

li~~en wie im privaten Sektor, zu den E~~richtungen der 

Berufsbildung und zum bezahlten Bildungsurlaub, zum beruf­

lichen Aufstieg und zu einer gerechten Aufgabenverteilung; 

hinsichtlich der Sicherheit des Arbeitsplatzes; hinsicht­

lich des Entgeltes für gleichwertige Arbeit; bezüglich Maß­

nahmen der Sozialen Sicherheit und von Sozialleistungen; 

in bezug auf Arbeitsbedingungen und Arbeitsschutz; sowie beim 

Zugang zu Wchnraum, Sozialdiensten und Gesundheitseinrichtungen. 

Die einschlEgigen gesetzlichen 3esti~ungen und Ver­
waltungsvorschriften sollten z~ecks Anpassung an die in ciese~ 

Abschnitt der Empfehlung genannten ?oliti% überprüft werden. 

Die Anwendung dieser ?olitik wäre durch geeignete innerstaat­

liche Methoden in allen der Leitung oder Aufsicht einer 

öffentlichen Stelle unterliegenden Tätigkeitsbereichen sicher­

zustellen sowie in allen anderen Tätigkeitsbereichen in Zu­

samoenarbeit mit den '-lerbänden der Arbei tgeber und der Arbe:!. t­

nehmer sowie den sonst beteiligten Stellen zu fördern. Ältere 

Arbeitnehmer, Gewerkschaftsorganisationen sowie Arbeitgeber 

und ihre Verbände sollten Zugang zu Stellen haben, die befug't sind, 

Beschwerden bezüglich Chancengleichheit und Gleichbehandlung 

zu prüfen, uc die Abstellung a~ier ~it dieser Politik als un­

vereinbar angesehenen Praktiken zu erreichen. Berufsberatungs-, 

Ausbildungs- und Arbeitsvermittlungsdienste sollten älteren­

Arbeitne!->~'Ilern jede Erleichterung, Beratung und Hilfe gewähren, 

deren sie allenfalls bedürfen, um Chancengleichheit und 

Gleichbehandlung in vollem Umfang zu genießen. Die Anwendung 
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der in diesem Abschnit: er~ähn:en ?oli:ik 3011:e kei~e nach-

tei1igen Auswirk~~gen ~U~ die =~~ Sc~ut= cder zur Unters~~t=~ng 

älterer Arbeitneh~er f]r not~end!g erachteten Scnder~a3natrnen 

haben. 

Abschnitt III befaßt sich ~it de~ Schutz der älteren 

Ar~eitnehmer. Es wird e~pfohlen, im 2ahmen einer innerstaat­

lichen Politik zur Veroesserung der Aroeitsbedingungen und 

der Arbeitsumwelt in allen Stadien des Sr~erbslebens unter 

~t~irk~ng der ~aßgebenden Ver~ände der Aroei:geber und der 

Arbeitneb~er.~aSnahmen auszuarbeiten, um älter~n Arbeitnehmern 

gaben und der ent3p~echer.den ~~a~i~i~a:ionen geschehen -

Untersuchungen d~rchgef]hrt ~erden, um jene 7it!gkeitsarten 

Z~ er~itteln, die den Al:erung3~ro=e3 Jeschleunigen können, 

cder bei denen ältere Arjei:ne~~er Sch~ieri~kei:en haben, 

sich den Arbeitsanforderungen anzupassen. Dabei sollten die 

Gr~nde fär diese SchNierigkei:en festgestellt und geeignete 

Lösungen gesucht werden. Diese Un:ersuchungsergebnisse sollten 

~eiten Kreisen, vor alle~ den Interessenvertretungen und durch 

sie den betroffenen älteren Ar~eitneh~ern, zur Kenntnis 

gebracbt ~ercen. 

- ~ -
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Wenn Anpa':-J.5u:1gsschwier:.g!<eiten Eilter-er Arbeitnehme:­

vor!1er..mlich :.:lit dem zunehmenden A.lt.er in Zusa:r:::nenhang stehen, 

we~den folge~de Ma5nahmen e~pfohlen: 

Beseitigung von den Alterungsprozeß beschleunigenden 

Arbeits- und Ar'be.its\!mweltbed:Lngungenj Änderung '.fon Arbeit.s-

organisation u~d Arbeitszeit z~r 3eseitigung der diese Arbeit­

nehmer Uberforder':1de!1 Arbeit.sbel2.stung sowie des Arbeits­

tempos t insbesondere Abbau V(l!;::t"Stl.lDCen; AZ1passung ven 

Arbeitsplatz und Arbeitsinhalt _. ~n3besondere nach e~gono­

mischen Grundsätzen - an den Arbeitneh~er, um die Gesundheit 

zu schUtzen? Unfällen vOl"'zubeG6 ·;;:'; '.:nd die Arbeitsfähigkeit 

zu erhalten; den Gesundheitszusta~d der Arbeitnehmer systema-

tischer zu überwachen sowie 

plätzen vorzusehen, d.ie die Si.c:~:erheit. und Gesundheit der 

Arbeitne~mer gew~hrleisten kann. 

Zwecks Änderung der Arbeitsorganisation und der Arbeits­

zeit sowie des Abbaus von überstuneen könnten auf 3etriebs-

ebene nach Anhörung der Ver·treter· der Arbeitnehmer oder unter 

Mitwirkung il~er ma5gebenden Verbande oder durch Kollektiv­

verhandlungen rolgende M~ßnah~en getroffen werden: 

Verkürzung d e!' r~or'm21ar be i ts = ei t äl terer Arbei tnehmer , 

die bestimmte Arbeiten verrichten.; Förderung einer schrit·t­

weisen Arbeitszeitverkürzung für alle älteren Arbeitnehmer 

während e!.ne!'" bestiIT!!llten Zeit vor" der Pensionierung; Ve!'l~nge­

rung des bezahlten Jahresurlaubes je nach Beschäftigungs­

dauer oder Alter; Erleichte~ung von Teilzeitbeschäftigung 

und ~infUhrung einer gle1tenden Arbeitszeit um den älteren 

Arbeitnehmern die Möglichkei.t. zu geben, ihre: Arbeitszeit 

und ihre Freizeit nach eig~ne~ ~rcessen einzu~eilen sowie 

es diesen Arbeitnehmern zu erlelchtern, auf Nor~alarbeitszeit-

plätze zu wech~eJ.n, wenn sie '-;i!-.:.r~;~.c! eine:- :::e:=ti.':lmten Zeit 
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Es sollte alles getan werden, um den Schwierigkeiten, 

denen ältere Arbeitnehmer begegnen, durch solche Beratungs­

und Ausbildungsmaßnahmen abzuhelfen, wie sie z.B. in Absatz 50 

der Empfehlung (Nr.150) betreffend die Erschließung des 

Arbeitskräftepotentials vorgesehen sind. Diese Maßnahmen be­

treffen vor allem die Mögljchkeit de~ Änderung von den Prozeß 

des Alterns beschleunigenden Arbeitsbedingungen; den Zugang 

zu Berufsberatung und Berufsbildung; Nutzung dieser Einrich­

tungen sowie Nutzung von Versetzungsmöglichkeiten sowie 

geeignete Öffentlichkeitsarbeit; weiters Anpassung von Ar­

beitsmethoden, Werkzeugen und Geräten an die Bedürfnisse 

älterer Arbeitnehmer. 

~s wird weiters e~pfohlen, unter Mitwirkung der Soz~al­

~ar":ner '..;ann i:n.rner mög lich den 3edür fnissen der äl teren 

Arbeitnehmer angepaßte Entlohnungssysteme anzuwenden. Dabei 

sollte nicht nur dem Arbeitste~o sondern auch dem Fachwissen 

und der Erfahrung Rechnung getragen sowie auch die Versetzung 

älterer Arbeitnehcer von leistungsentlohnter zu zeitentlohnter 

Arbeit berücksichtigt werden. Auch sollte es ermöglicht 

werden, älteren Arbeitnehmern über eigenen Wunsch andere :e­

schäftigungsmöglichkeiten in ihrem eigenen oder in einem 

anderen 3eruf zu erschließen, wo sie ihre Fähigkeiten und 

~rfahrungen tunliehst ohne Einkommensverlust nutzen können. 

Bei Persona!verminderungen, insbe~~ndere in rückläufi­

gen Wirtschaftszweigen, sollte den besonderen Bedürfnissen 

cer älteren Arbeitnehmer z.B. durch Srleichteruog der Uo­

~:hulungen fUr andere Wirtschaftszweige, durch Gewährung 

'lcn Unterstützungen bei de~ Erlangung ei~er neuen Eeschifti­

g~ng oder durch Anbieten e:~er ar.gemesse~en ~~~kornme~s-
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sollte de~ Si~~~~tt bzw. der W~ecere~ntritt ~n das Erwerbs-

leben ver al~eo dann er~eicn:ert werden, wenn sie Negen ihrer 

Familienpflic~ten ~eine 3er~f3~ätigkei: ausgeübt habeo. 

Absc~nitt IV, der sie!; mit Vo.'bereitung auf und Sin-

tritt in den Ruhestand befaE~. ~~thä:t zunächst eine Reihe 

von Beg:"ifts besti1!lIDungen. I!:1'"'l::len eine::: Systems, das einen 

allmählichen übergang vom Er";..{erbsleben zu einer Tätigkeit 

nach freier '.iahl gestattet, sollte der E.intritt !,n den Ruhe­

stand f~eiwillig erfolgen können; das Pensions21ter sollte 

variabel angese~zt werden. Gesetzl~cbe und sonstige Eestim-

mungen, d~e e~n starres ?ensionsalter festsetzen, seIlten 

besti~:en AU.Sr.:lCiß 'Ier::-ündert. '..;ir'c. ode:- die eine Teilzeitbe-

sChäftig'.mg aufcehoen, während ei~er "::;es::iiI::!l:lterl Zeit vor 

Erreichen des ?~nslonsalters ei~e So~derleist~ng als Teil-

oder Vol.la'~sgleich für -I hre E::'..nkcm::le~;.5eir.bu='e zu gewähren. 

Die Habe sow!e die Bedi~gun~en für die G:~ährung ei~er der­

artigen Senderleistung soll~en festgelegt werden; sie sollte 

allenfalls in die Becessung5grundlage einbezogen und die 

Dauer des Bezuges dieser Sonderleistung sollee gleichfalls 

berücksichtigt ~erden. 

Ältere Arbeitnehmer, die eine bestimmte Zelt vor Er­

reichen des Pensionsalters arbeitslos sind, sollten bis 

zur Erreichung des Pensionsalters Leistungen aus dem Arbeits­

losenversic~erungssystem oder sonst eine ange~essene Ein­

kommenssicherung erhalten. In Ländern, in denen kein solches 

System besteht, sollten ältere Arbeir.ne~~er, die seit 

mindestens e~~e~ Jahr a:-bei~slos sind, Anspruch auf eine 

Q - .~ -
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~or ~r~ei:hen des ?ens1~nsal~ers haben; die Gewätr~~g ei~er 

solc~en Leistung soll':.e jedoch :1iC:1t 'Ion e-i:1er l.in6 e!"'en 

~artezeit abhängig ge~acnt ~erden, als sie bei jiese~ Alter 

vorgeschrieben ist, und ijr 3etrag, der je~ 3esrag de~ 

Leis:ung entspricht, die sie 1:1 01ese~ A~ter ~rhal:en hätten, 

sollte :liche als Ausgleich für d:·2 
· •. ':::'!1rscheinlich lirgere 

Dauer der Zahlung gekürzt ~erdenf ,ch b!"'auchc fJr die 3e­

rechnung dieses Betrags die Zeitspanne z~ischen de~ tatsäch­

lichen Lebensalter und dem Pensionsalter nicht in die ~arte-

zeit einbezogen zu ~e~den. ~aren ältere Arbeituehrne!'" in 

3erufen beschiftig~, die nach den pensionsrech:lichen 1or-

schr1f~en als ans~rengend oder als gesundhei:33c~äd!ich 

entspricht, die sie in di~se~ Alte~ e~halten hätcen, sollte 

:licht als Au.'32;leich für die ·,o/a..'u'scneinlich Linge!~e. Dauer 

der Zahlur...g ~~k'1rzt ·,.;er-den t doch ':n~a\.;cht fUr die 3e!"'e'=h!1ung 

dieses 3etrag~s die Zeit3~anne z~i3chen de~ tatsächlichen 

Lebensalte~ und dem ?ensionsalter nicht in die ~artezeit 

einbezcgen ~erjen.Da~oben Gesagte sollte nicht ~Ur 3ezieher 

~cn Invalidit~ts- oder aerufsunf~higkeit3renten gelte!1, die 

jene~ Grad von Invalidicäc oder Arbe~~sunf~hi~~ei~ ent-

sprechen, der dem ~r den 3ezug der vorgezogenen Ruhescands­

leistung erfor~erlichen Grad der Arbeitsunfähigkeit mindestens 

gleiCh ist; 3cwie nic~t ~Ur ?ersonen, die durch ber-ufliche 

?en3icns3Y3te~e oder durch andere Leistungen der Sozialen 

a2.s 65 t~s:~~se':.zt 

Sofern das ?e!1sions-
-'::lT""­
;!)_.-
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ältere Arbeitnehmer Anspruch auf eine vorgezogene Ruhestands­

leistung während einer bestimmten Zeit vor Erreichung des 

Pensionsalters haben, vorbehaltlich etwaiger Kürzungen der 

regelmäßig wiederkehrenden Leistung, die sie in diesem Alter 

erhalten hätten. 

Bei Systemen, die die Gewährung von Pensionsleistungen 

von Beitragszahlungen oder von einer Zeit der Eerufstätigkeit 

abhängig machen, sollten ältere Arbeitnehmer, die eine vor­

geschriebene Wartezeit ~urückgelegt haben, Anspruch auf eine 

Dienstaltersleistung haben. Auch dies sollte vor allem fUr 

solche Systeme gelten, in welchen das Pensionsalter auf ~ehr 

als 65 Jahre festgesetzt ist. 

Uc z.B. Wartezeiten überbrücken oder um die Höhe der 

?ensionsleistung verbessern zu können, sollten arbeitsfähige 

ältere Arbeitnehmer die Möglichkeit haben, ihren Pensions­

antrag bis nach Erreichung des Pensicnsalters aufzuschieben. 

Ferner wird angeregt, in den letzten Jahren vor der 

Pensionierung unter Mitwirkung der Sozialpartner und sonstiger 

oeteiligter' Stellen Programce zur Vorbereitung auf den Ruhe­

stand durchzu~hren, wobei in diesem Zusammenhang dem Über­

einko~en (Nr.140) über den bezahlten Bildungsurlaub Rech­

nung getragen werden sollt~. Derartige Programme sollten 

den betreffenden Personenkreis vor allem informieren über 

die Höhe der Pensionsleistung, über Steuervorschriften und 

für Pensionisten seitens der öffentlichen Dienste vorgesehenen 

Verg~stigungen; über Möglichkeiten und Voraussetzungen eine 

Erwerbstätigkeit fortzusetzen (!~ilz~it~asis, selbständige 

Erwerbstätigkeit); den Alte~~n;3Drozeß und wie man i~ ent-
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gegenwirken kann (ärztliche Untersuchungen, körperliche Be­

tätigung, richtige"Ernähr~ng); über Freizeitgestaltung sowie 

über Einrichtungen der Erwachsenenbildung. 

In Abschnitt V wird empfohlen, das vorliegende Instru­

ment erforderlichenfalls schrittweise entsprechend den inner­

staatlichen Gepflogenheiten unter Berücksichtigung der wirt­

schaftlichen und sozialen Verhältnisse durchzuführen. Die 

öffentlichkeit, " insbesondere das fUr Berufsberatung, Ausbil­

dung, Arbeitsvermittlung und son3tige So~ialdienste zustän­

dige Personal sowie die Sozialpartner sollten in geeigneter 

Weise über die Schwierigkeiten informiert werden, auf die 

ältere Arbeitnehmer stoßen können, insbesondere hinsichtlich 

der in Abs.5 dieser E~pfehlung behandelten Themenkreise. 

Altere Ar~eit~ehmer sollten darüberhinaus verläßlich über 

ihre Rechte und ihre Möglichkeiten un~errichtet sowie 

er~utigt wer6en, davon Gebrauch zu machen. 

c. Rechtslaze und Folgerungen 

Die Interessenvert~etu~gen der Arbeitgeber s~nd der 

Ansieh:, daß einige Sestizmungen dieser E=pfehlung mit der 

österreichischen Rechtsordnung derzeit nicht in Einklang 

stehen und vermutlich auch in nächster Zeit keine Aus­

sicht auf vollständig~ Ver~!rk11chung haben dürften. Für 

den Bereich" der Landwirtschaft erleichtern jedoch die 

überwiegend kleinbetriebliche Struktur so~ie die Tatsache, 

~aß i~ 3etrieb in cer Regel neben dem Betriebsinhaber und 

wenige 

~;Q"'Qtr\",\o,me'" )-.esch~f'~ii:t- ~f.n.J di~ l" r..C";1j+-i:!","P ::''''''';;c ''-___ .• _ .,,_ !~. _ .... _ .. --~.., _. Q.., -- • - ---"'- ___ ~_ ... ...4 l"\. 

Uc~t~~ce, 3cca3 ~~r d~rt~it ~st~~er.de ~ünci~~~gs3Chut= als 

:~~re : c~e~~ =~ac~t~l wird 
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Die Interessenvertretungen der Arbeitnehmer begrüße n 

die Vereinheitlichung und Neufassung internationaler Instru­

mente, die sich mit den Problemen älterer Arbeitnehmer 

befassen. Die vorliegende Empfehlung sei daher grundsätz­

lich durc-haus geeignet, die internationale Sozialpolitik 

positiv zu beeinf~ussen. Unter Berücksichtigung der Tat­

sache, daß bestimmte Anregungen der Empfehlung einen 

Anstoß zu längerfristigen tlberlegungen unter Beachtung 

aller wirtschart~ichen und sozialen Verhältnisse im je­

weiligen Mitgliedstaat bedeuten sO'llen und keine Aufforde ­

rung zu bestimmten unmittelbar vorzunehmenden rechtlichen 

Maßnahmen darstellen, vermeinen die Inte~essenvertretungen 

der Arbeitnehme~, daß die vorliegende Empfehlung weit­

gehend mit der Rechtslage und den von ihnen unterstützten 

Tendenzen in österreich in Einklang stehe. 

Eine Gegenüberstellung der Vorschläge der Empfeh­

lung mit den einschlägigen österreichischen Vorschrift en 

hat folgendes ergeben: 

Eine exakte Definition des Begriffes "Ältere 

Arbeitnehmer" stößt in Österreich auf Schwierigkeiten. 

Eine gen aue Abgrenzung dieses Personenkreises von den 

übrigen Arbeitnehmern dürfte auch in Hinkunft nur schwer 

möglich sein. Die Problematik der Durchführung einer 

Sonderbehandlung verschiedener Bevölkerungsgruppen wird 

bereits aus der Zielvorstellung des Absatz 2 der vor­

liegenden Empfehlung deutlich. Eine umfassende und aus­

gewogene Sozialpolitik wird nur dann zu erreichen sein, 

wenn man den spezifischen Problemen bestimmter, aber dann 

genau zu definierender Bevölkerungsgruppen Rechnung t rägt, 
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und zwar durch aufeinander abgestimmte und koordinierte 

Sonderregelungen, damit der von der Empfehlung offensicht­

lich nicht gewünschte Effekt der Verlagerung der Beschäf­

tigungsprobleme von einer Gruppe auf die andere nicht 

eintritt. 

Aus arbeitsmarktpolitischer Sicht ist festzuhalten, 

daß der Personenkreis der ä lt eren Arbeitskräfte von der 

österreichischen Vollbeschäf tigungspolitik wie jede andere 

Gruppe im erwerbsfähigen Alter erfaßt ist. Das i m Zusammen­

wirken mit den Sozialpartnern für 1981 erstellte arbei ts­

marktpolitische SChwerpunktprogramm nimmt wie folgt auf die 

Probleme älterer Arbeitskräfte Bezug: 

"Um berufliche und soziale Härten für ältere Arbeitnehmer 

am Ende ihrer Berufslaufbahn möglichst zu vermeiden, sind 

die Dienste der Arbeitsmarktverwaltung mit besonderem Nach­

druck heranzuziehen. Erforderlichenfalls ist das gesamte 

arbeitsmarktpolitische Instrumentarium für diesen Zweck 

einzusetzen. Darin enthalten sind z.B. auch die Förderungs­

möglichkeiten für die Anpassung eines Arbeitsplatzes durch 

Besch~ffung geeigneter Arbeitsplatzausrüstung oder die 

Kompensation einer Minderleistung. Wenn· der Einsatz aller 

in Betracht kommenden arbeitsmarktpolitischen Instrumente 

für die Lösung der Beschäftigungsschwierigkeiten dieses 

Personenkreises nicht ausreicht, stehen noch die Möglich­

keiten des Sonderunterstützungsgesetzes zur Verfügung." 

Zu Absatz 3 ist zu bemerken, daß die Dienste de~ 

Arbeitsmarktverwaltung jeder Person, die Informationen 

über den Arbeitsmarkt bzw. Hilfe bei der Lösung ihrer Be­

schäftigungsprobleme benötigt, zur Verfügung stehen. Als 

Beurteilungskriterien für die Entscheidung über Förderungs­

maßnahmen verlangt der Gesetzgeber das öffentliche Interesse 
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und die volkswirtschaftliche Nützlichkeit (§ 35 Abs.2 Arbeits­

marktförderungsgesetz I-AMFG!) . 
.-. 

Den in Absatz 4 empfohlenen Maßnahmen für eine wirksame 

Beteiligung der Sozialpartner wird in Österreich mehrfach 

entsprochen. So ist beim Bundesministerium für soziale Ver­

waltung ein Beirat für Arbeitsmarktpolitik errichtet, dem 

gemäß § 41 Abs.l AMFG die Beratung des Bundesministers für 

soziale Verwaltung bei der Festlegung der zu verfolgenden 

Arbeitsmarktpolitik obliegt. Er ist weiters in allen Ange­

legenheiten von grundsätzlicher Bedeutung und in Fällen, 

~o dies gesetzliche Vorschriften vorsehen, anzuhören. In 

d~esem 3ei~at stellen die maßgeblichen Interessenvertret~n­

~en der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 12 Mitglieder. Im 

Beirat werden auch die richtungsweisenden arbeitsmarktpoli­

tischen Programme und Richtlinien beraten. Bei den Landes­

arbeitsämtern und Arbeitsämtern bestehen mit den Verwaltungs­

und Vermittlungsausschüssen ebenfalls sozialpartnerschaft­

lich beschickte Beratungsgremien. 

Darüberhinaus werden die Sozialpartner im Begutachtungs­

verfahren zu Gesetzentwürfen sowie in verschiedenen vom Ge­

setzgeber normierten Belangen gehört. 

Gern. § 4 Abs.l AMFG sind die Dienste der Berufsberatung 

.iedermann von dem Arbeitsamt zur Verfügung zu stellen y das 

er in Anspruch nimmt. Nach § 12 Abs.l AMFG gilt dieser 

Grundsatz a~ch für die Arbeitsvermittlung. Durch diese 

Bestimmungen ~ird der Anregung des Absatz 5 Unterabsatz a 

Genüge getcn. 
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Die in Absatz 5 Unterabsatz b Buchstabe i enthaltene 

E~pfehlung, älteren Arbeitnehmern ohne Diskriminierung wegen 

ihres Alters unter Wahrung des Grundsatzes der Chanc~ngleich-. 
heit und der Gleichbehandlung den Zugang zur Beschäftigung 

ihrer Wahl im öffentlichen wie im privaten Sektor zu ermög­

lichen, ist für den öffentlichen Sektor hinsichtlich der 

Begründung eines öffentlich-rechtlichen Dienstv~rhältnisses 

nicht erfüllt. Gemäß § 4 Abs.l Z.4 Beamten-Dienstrechtsge­

setz, 1979 (BDG 1979) haben die Bewerber als all~emeines 

Erne nnun gserfordernis ein Lebensal ter von mindestens 

18 Jahren und von höchstens 40 Jahren beim Eintritt in den 

3undesdienst aufzuweiseo. Gemäß § 16 Abs.2 BDG 1979 ist 

eine Wiederaufnahme in den Dienststand nur zulässig, wenn 

der Beamte das 60. Lebe~sjähr noch nicht vollendet hat 

und es wahrscheinlich ist, daß er noch durch mindestens 

fUnf Jahre seine dienstlichen Aufgaben versehen kann. 

Das AMFG stellt der Arbeitsmarktverwaltung die Auf­

gabe, im Sinne einer aktiven Arbeitsmarktpolitik zur Er­

reichung und Aufrechterhaltung der Vollbeschäftigung sowie 

zur Verhütung von Arbeitslosigkeit beizutragen. Das be­

deutet, daß die arbeitsmarktpolitischen Instrumente mit 

dem Ziel eingesetzt werden, arbeitslose Personen auf 

dem Arbeitsmarkt unterzubringen bzw. gefährdete Beschäf­

tigungen zu sichern. Maßgeblich für die Art der Hilfe­

stellung der Arbeitsma~ktverwaltung ist der Status des einzel­

nen auf dem Arbeitsmarkt. Da dies auch für den Zugang 

zu Scrulungsmaßnahmen gilt, erscheint der in Absatz '5 

Unterabsatz b Buchstabe ii enthaltenen Empfehlung Rechnung 

getragen. 

- 15 -

III-11 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 15 von 38

www.parlament.gv.at



- 15 -

Ein be=ahlter Eildungsurlaub, wie er in Ab~atz 5 Unter-

absatz b Buchstabe iii für alle - d.h. auch fUr ältere -

Arbeitnehmer gefordert wird, besteht in Österreich nicht. 

Derzeit haben lediglich Mitglieder des Betriebsrates unter 

bestimmten Voraussetzungen Anspruch auf Bildungsfrei­

steilung unter Fortzahlung des Entgeltes gemäß § 118 bzw. 

§ 130 Abs.3 Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG). Ähnliches 

gilt in Entsprechung des Rundschreibens des Bundeskanzler­

amtes vom 9. Juli 1955, Zl.93.11 4-3/1955, betreffend die 

Dienstfreistellung zum Besuch von Kursen in Personalver­

tretungsangelegenheiten für den öffentlichen Sektor hin­

sichtlich solcher Bediensteter, die Personalvertreter ire 

Sinne des § 3 3undes-Personalvertretungsgesetz sind bzw. 

ausersehen sind, solche zu werden. 

Die in _Absatz_ .. 5 Unter2.bsatz c enthaltene Anregung 

~etreffend die Sicherheit des Arbeitsplatzes ist durch 

§ 105 ArbVG i.d.F. des Bundesgesetzes BGB1.Nr.387/1976 

realisiert. Im nahmen des allgemeinen Kündigungsschutzes 

sind demnach bei älteren Arbeitnehmern sowohl bei der 

Prüfung, ob eine Kündigung- sozial ungerechtfertigt ist, 

als auch beim Vergleich sozialer Gesichtspunkte der Um­

stand einer vieljährigen ununterbrochenen Beschäftigungs­

zeit im Betrieb oder Unternehmen, de~ der Betrieb angehört, 

sowie die wegen des höheren Lebensalters zu erwartenden 

Schwierigkeiten bei der Wiederei~gliederung in den Arbeits­

prozeß besonders zu berücksichtigen. 

Die in Absatz 5 Unterabsatz d enthaltene Anregung nach -----
Gleichbehanslung älterer A~beitnehmer mit anderen Arbeit­

neh~ern be!m Sntgelt ist problematisch. Die Kollektivver-
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träge staffeln das Entgelt durchwegs nach der Dauer der 

Betriebszugehörigkeit bzw. de~ Ver~endungsgruppenzuge­

hörigkeit. Ältere Arbeitnehme~ haben auch bei gleichwerti­

ger Arbeit in der Regel höhere Entgelte als jüngere (zu­

mindest hinsichtlich der ~indestentgelte).Gleiches gilt ins­

besondere für den öffentlichen Dienst. ~it Ausnahme 

von Funktionsträgern bleibt die zu leistende Arbeit gleich­

wertig, das Entgelt erhöht sich jedoch mit dem Dienstalte r • 
. _ . . _--- ._---------

Zu den in Absatz 5 Tmterahsatz e empfohlenen ~ßßnahmen ist festzu­

stellen, daß das grundsätzlich auf' dem Territorialitätsprinzip beruhende 

österreichische Recht im Bereich der Sozialen Sicherheit keine wie immer 

geartete Diskriminier~ älterer Arbeitnehmer gegenüber jüngeren enthält, 

sodaß Chancengleichheit und Gleichbehandlung eo ipso gewährleistet sind. 

Als ~eitere unte~ diesen Begriff fallende ~~~ahrnen wären Leistungen 

nac~ dem Arbeitslcsenve~sicherur~sgesetz und dem Sonderunterstützungs­

gesetz zu verstehen • 

. ~=p~~ch auf Arbeitslosengeld hat. wer arbeitsfähig. ar­

be': tS',<lillig und a=bei tslos ist. · die Anwartschaft erfüllt 

une öie Sezugsdauer noch nicht erschöpft hat. Ar~eits­

fär.ig ist, wer nicht invalid, bzw. nicht berufsunfähig 

im Sinne cer für ihn in Betracht kommenden Vorschriften 

der § 255. 273 bzw. 280 ASVG ist. Arbeitswillig ist. wer 

bereit ist. eine durch das Arbeitsamt vermittelte, zumut­

bare Beschäftigung anzunehmen. oder sich Maßnahmen der 

Nach- und' Umschulung zum Zwecke' beruflicher Ausbildung zu 

unterziehen oder von einer sonst sich bietenden Arbeits­

mcqlichkeit Gebrauch zu machen. Arbeitslos ist, wer nach 

Beendigung seines Beschäftigungsverhältnisses keine neue 

Beschä=tigung gefunde n hat. 

aei cer erstmal~gen Inanspruchnahme des ~~beitslosengeldes 

ist die Amiartschaft erfüllt, wenn der Arbeitslose in den 

letzten 24 Mcnaten vor Geltendmachung des }nspruches insge­

samt 52 Wochen ~m Inland a=~eitslos~nversicherungspflichtig 
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beschäftigt war. Wurde schon elnmal Arbeitslosengeld bezogen, 

so ist die Anwartschaft er~Ullt. wenn der Arbeitslose in den 

letzten 12 ~onaten vor Geltencmachung des Anspruches insgesamt 

2c Wochen im Inland arbeitslosenversicherungspflichtig be­

sch~f~igt war. Die Bezugsdauer (12. 20 oder 30 Wochen) richtet 

s~ch nach der Dauer der vorangegangenen arbeitslosenver­

sich~rungspfllchtigen Beschäftigung. 

Cer Grundbetrag des 'Arbeitslosengeldes wird nach Lohn­

klassen bemessen, für deren Festsetzung das Entgelt, 

auf das der Arbei~slose in den letzten 4 vollen Wochen 

bzw. 1m letzten vollen Monat seiner Beschäftigung Anspruch 

hatte. maßgeblich ist. Bei Erhöhung der Höchstbeitragsgrund­

lage in cer Kranken- und Arbei~slosenversichrung is~ die 

Lohr.',~lassent2belle entspr-echend zu ergänzen. 

Anspruch auf Notstandhilfe hat ein Arbeitsloser, der 

den Anspruch auf Arbeitslosengeld sowie Karenzurlaubs-
~ ~ 

geld erschtpft hat, die 6stereichische Staatsbürgerschaft 

tesitzt, arbeitsfähig und arbeitswillig ist und sich in 

Notl~ge befindet. Notlage liegt vor, wenn dem Arbeitslosen 

die Gefriedigung der notwendigen Lebensbedü-rfnisse unm6glich 

1st. wobei bei der Beurteilung der Notlage die gesamten 

wirtschaftlichen Verhältnisse des Arbeitslosen selbst 

SOWIe selner An~eh6rigen zu berücksichtigen sind. Die 

Anrechungsbestimrnungen sind im einzelnen durch Verordnungen 

ge!:"e~elt. 

Die l~otstandshilfe wird für die Dauer der Notlage gewährt 

und beträgt bei Sorgepflicht für einen zahlungsberechtigten 

An~ehörigen (oder mehrere) 100 % bzw. ohne eine derartige 

Sor-;;epflicht 92 ~~ des in Betracht kommenden Arbeitslosengeldes .. 
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Außerdem besteht gem.§ 23 AlVG die Möglichkeit der Bevor­

schussung von Leistungen aus der Pensionsversicherung. Arbeits-· 

l~sen, die die Zuerkennung einer Leistung aus dem Ver­

sicherungsfall der Invalidität, der Berufsfähigkeit oder der 

daup.rnden Erwerbsunfähigkeit,einer Leistung aus einer der 

Versicherungsfälle des Alters aus der Pensionsversicherung 

beantragt haben, können bis zur Entscheidung ihres Antrages 

L8istungen aus der Arbeitslosenversicherung gewährt werden, 

sofern, abgesehen von der Arbeitsfähigkeit bzw. Arbeits­

wi11i~keit, eie übrigen Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 

dieser Leistungen gegeben sind und im Hinblick auf die . 

v0rliegenden Umstände mit der Zuerkennung zur Pension gerechnet. 

wE~d e n ~ann. 

Um für den Fall, daß ganze Industriesparten durch außen­

wirtschaftliche Veränderungen - insbesondere im Zusammen-' 

hang mit der AssozierungÖsterreichs an die Europäische 

Gerr.einschaft _ . in Schwierigkeiten geraten und Arbeitskräfte 

freisetzen müssen, von denen dann die älteren Jahrgänge 

keine neue Beschäftigung finden können, wurde das Sonder­

un-tersützungsgesetz, BGBl.Nr. 642/73, geschaffen, das 

eine gleichartige Regelung, die vorher nur für ~~n Be~gbau 

gegolten hat, ablöste. Aufgrund des Sonderunterstützun~s­

gesetzes können Dienstnehmer in Wirtschaftszweigen, hin­

sichtlich derer Schwierigkeiten der genannten Art festge­

stellt wurden, im Fall der Arbeits~osigkeit ab dem 

55. Lebensjahr (Frauen ab dem 50. LebenSjahr) Leistungen 

aus der Arbeitslosenversicherung in der Höhe der für sie 

in Betracht .kom~enden späteren Pensionsleistungen erhalten. 

Durch eine Novelle zum Sonderun~erstützungsgesetz, die 

mit 16.3.1979 in Kraft getreten ist, wurde eine zweite 

Art der Sonderunterstützung eingeführt, um Personen, die 
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das 59. Lebensjahr (Frauen das 54. Lebensjahr) vollendet 

haben. den Übergang in die vorzeitige Alterspension wegen 

langer Arbeitslosigkeit zu erleichtern: Anspruch auf diese 

Sonderunterstützung haben die genannten Personen, w.enn sie 

arbeitslos sind, die Aröeits~arktverwaltung ihnen keine 

zumutbare Beschäftigung vermitteln kann und die Beitrags­

zeiten von mindestens 15 Jahren der Pensions- und Arbeits­

losenversicherung in den letzten 25 Jahren vor der Antragstellu 

beim Arbeitsamt aufweisen. Diese Sonderunterstü~zunq wird 

bis zum An·fall einer vorzeitigen Alterspension wegen 

Arbei tslosigkei t 'gewährt. und gebührt in q,er Eöhe des Arbei ts­

losengeldes zuzüglich eines Zuschlages in der Söhe von 

25 ;~ des Grundbetrages des Arbei tslosengeld.es, darf jedoch 

die Höhe der fiktiv gebührenden Invaliditäts-,Berufs­

unfähigkeits- bzw. Erwerbsunfähigkeitspension nicht über­

schrei ten. 

Hinsichtlich der Arbeitsbedingungen einschließlich der 

Maßnahmen des Arbeitsschutzes sowie des Zuganges zu Wohn­

raum, Sozialdiensten und Gesundheitseinrichtungen (Absatz 5, 

Unterabsätze fund g) wird bemerkt, daß ältere Arbeitnehmer 

auf den in Rede stehenden Gebieten allen übrigen Arbeit­

nehmern gegenüber rechtlich keinerlei DiSkriminierungen 

unterliegen. 

Die Anregungen der Absätze 6 und 7 stellten Aufforde­

rungen an die Regierungen der Mitgliedstaaten dar. Diesen 

Aufforderungen kam und kommt österreich durch die stetige 

Weiterentwicklung seiner Politik auf arbeits- und sozial­

rechtlichem Gebiet im Rahmen der wirtschaftlichen Möglich­

keiten laufend nach. 
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Zugang zu den Stellen, die befugt sind, Beschwerden 

in bezug auf die Chancengleichheit und die Gleichbehand-

lung zu prüfen und diesbezüglich Untersuchungen durchzu­

führen, haben die im Absatz 8 genannten Personen und 

Interessenvertretungen in österreich nach den Bestimmungen 

des Gleichbehandlungsgesetzes, BGBl.Nr.l08/1979, für jene 

Fälle, in denen bei der Fest setzung des Entgelts Arbeitnehmer 

auf Grund des Geschlechtes diskriminiert wurden. Gemäß 

§ 6 Abs.3 bzw. § 16 Abs.3 leg.cit. haben die dort genannten 

Interessenvertretungen die Möglichkeit, im Wege einer Ver­

bandsklage vor den Arbeitsgerichten tätig zu werden. Ähn­

liche Stellen oder Einrichtungen, welche Beschwerden 

~i~sichtlich der Chancengleichheit und Gleichbehandlung ganz 

allgemein für ältere Arbeit~ehrner zu prüfen bzw. diesbezüg­

liche Untersuchungen anzustellen haben, bestehen in Öster­

reich derzeit nicht. 

Absatz 9 ist durch § 16 AMFG erfüllt, wonach Personen-

gruppen, deren Vermittlung im Hinblick auf ihre persönlichen Verl"l.ält­

nisse, w~e z.B. körperliche oder psychische Behinderung, erschwert ist, 

von der ArbeitsmarKtverwaltung besonders zu· berücksichtigen 

sind. Oie dazu ergangene Verordnung vom 16.6.1969r BGBl. 

Nr. 213/69, zählt dazu im § 1 Abs.1 lit.d fortgeschrittenes 

Alter als-Kriterium für Schwervermittelbarkeit. Für Ar-
I 

bei~skräfte, die von dieser Verordnung erfaßt sind, sind 

seitens der Arbeitsmarktverwaltung dauerhafte Lösungen ihrer 

Beschäftigungsprobleme anzustreben (§ 2 Abs.1 der Verordnung). 

Dazu sind alle in Betracht kommenden Maßnahmen zu ergreifen, 

um ei~e Anpassung dieser Personen an geeignete Arbeits~lätze 

unter Berücksichtigung der Arbei tsmarktlage herbeizufüh::-en. 
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Die in Absa~z 10 en~haltene Anregung wäre bei der Ge­

stalt~ng kJnftiger legistischer MaßnahDen zu berticksichtigen. 

So hat z.3. der Österreichische Arbeiterkammertag bereits 

anläßlich der 3egutachtung eines Entwurfes fJr ein Entgelt­

sicherungsgesetz zum Ausdruck gebracht, daß eine ausdrtick­

liehe gesetzliche Norm zum VerDot jeglicher unsachlicher Dis­

krimi111erung e inze lner ..u.rbe i tnehmerg:::-uppen in die ös;:erre i.-

chi sch" Rech tsordnung au fgenor.1J."Tlen werden soll te. Obwohl die 

Rechtsprechung ein arbeitsrechtliches Gleichbehandlungsgebet 

g:::-undsätzlich anerkennt und für den Bereich cer Diskriminierung 

nach dem Geschlecht eine gesetzliche Regelung vorhancen ist, 

besto::h': nach wie vor diese Forderung der Arbeitnehmerver­

~~ei:~ngen nach Schaffung eines generellen Diskriminierungsver-

bc::s. ~,-;1 jescnc.e:;:-en für ält:ere Arbeitnehme:::-, die aufg=und ihrer 

1 :::.~;g~ ~!;.: ::'.:;en ='2 er_ S?:::-t: c:::ung -:;-2 fahr lau fen, c.en :-:ohen ;'.nforderunse 

des ;...r2eitslecens im Laufe de:::- Zei;: nUr mehr schwe:::- nachkcm.::-.en 

ZU können, ware ein solches Giskriminierungsve:::-bct von Vorteil. 

ribschnitc IrI befaßt sich in den A~sätzen 11 bis 19 

~it einer FUlle von Anregungen 3urn Schutz älterer Arjeit­

nehDer. Maßnahmen arbeitsrechtlicher Verbesserungen vor a:le~ 

auf ce~ Gebiet der Arbeits=e!~, die für Arbe1tneh~~r in den 

letzten Jahren vor Erreichung de3 6esetzliche~ ?ensionsalters 

~rleichterungen bringen 5011e~, sind in Öst~~reicr. grund-

sä~zlich vorhanden. Beispie:~w~ise darf ~n diesem Zusa~men-

har.3 auf die Ma2nah~en nach dem Sor.derunters~titzungsgesetz, 

nach de::! ~achtschicht-Sch-. .;er3.:-'beitsgesetz, 2'.1f den i<ündi-
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zeiten für ältere Arbeitnehmer oder besondere Teilzeit-

oder Gleitzeitmodelle) könnten aber auch sehr problematische 

Folgen haben. Höhere Ansprüche älterer Arbeitnehmer 

bedeuten für den Arbeitgeber höhere Kosten. Es erscheint 

zweifelhaft, ob auf Grund dieser höheren Kosten ältere 

Arbeitnehmer in einem größeren als dem unbedingt notwendi­

gen Ausmaß beschäftigt werden. Eine Aufsplitte~ung der 

Arbeitnehmer in verschiedene Gruppen mit verschiedenen ar­

beits- und sozialrechtlichen Grundansprüchen sollte daher 

vermieden werden. Forschungstätigkeiten auf dem Gebiet 

der Arbeitsbedingungen älterer Arbeitnehmer sind in Öster­

~eich noch nicht sehr weit gediehen. Auf diesen Ergebnissen 

basie~ende Regelungen sollten jedoch aus Gründen der er­

force~lichen Flex:bili~ät und prax:sbezogenen Anwendbarkeit 

entsprechenden Be~riebsvereinbarungen vorbehalten bleiben. 

Im Einzelnen wird zu Absatz 13, Buchstab~n b bis e 

be~erkt, daß gemä3 § 11 Abs.5 Arbeitszeitgesetz das Arbeits­

i~spektorat für 3etriebe, Betriebsabteilungen und für be­

st~~te Arbeiten (z.B. Fließbandarbeit) über die Bestim­

~ungen des Abs.l hinausgehende Ruhepausen anordnen kann, 

wenn die Schwere der Arbeit ode~ der sonstige Einfluß cer 

Arbeit auf die Gesundheit de~ "Arbeitnehmer dies erfordert. 

§ 21 leg.cit. enthält eine Verordnungsermächtigung, nach 

te~ für Arbeitnehmer, die ~ei Arbeiten beschäftigt wer-

den, we:ehe ~it einer besonde~e~ Gefährdung der Gesundheit 

ve~bunden sind, eir,e kü~zere )au~~ der Araeitszeit ode~ die 

~inhaltung längere~ Ruhepausen ode~ Ruhezeiten angeordnet 

~erden kann. § 22 leg.eit. l~gt fe~ner die Arbeit3zeit der 

~e~ara:~ren in he~ßen Öfe~ V;~ Eisen- oder Stahlhüttenbe-

t~:eben oder Ko~e~eien ~est. [ie ~egelungen des A~te~ts=eit-

gesetzes ~~lten ~jr alle Arc~i~~ehmer, una~h~~6ig von derer. 
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Ge~ § 2 Abs.2 Arbeitnehmerschutzgesetz muß unabhängig vom Lebensalter 

Jcr Arbeitnehmer durch M.:lßnahmen, die der Verhütung von 
Unf:ill<:n, Erkrankungen oder den sonstigen h":gienischen 
Erfordernissen dienen, Iur eine dem allgemeinen Stand 
der Technik und der Medizin, insbesondere der Arbeits-
h ... ~cten~ und Arbe i tsphysiologie.. sowie der Ergonomie 
e~t~or~chendp. Gestaltung der Arbeitsvorgänge und der Ar­
b~i tsbedin;;ungen Sorge getragen und dadurch ein unter 
BCI"Ücl::r:ichtü;ung aller Umstände bei umsichtiger Verrich­
~a der beruflichen Tätigkeit möglichst wirksamer Schutz 

nes Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer erreicht 

-;!erden. 

Fe~er ist in der Veror±nune vom 14. Dezember 1973, EGEl. 
t;r. 3Q/1974 t über die gesundheitliche Eignung von Arbei t­
nehmern für be3timmte T~ti&~eiten, eine systematische 
Übe~nchun~ der Gesundheit der Arbeitnehmer ohne Rücksicht 
auf ihr Alter vorgesehen. § 2 Abs. 1 dieser Verordnung be­

stimmt auch, daß zu Tätigkeiten, bei denen die dabei Be­
~ch~ftiaten Einwirkungen ausgesetzt sein können, die nach 

arbeitsmedizinischen Erfahrungen die Gesundheit zu schädi­
~en verwöben, Arbeitnehmer nicht heranßezogen werden dür­

fen, deren Gesundheitszustand eine derartige Tätigkeit 

nicht zuläßt. 

. .. 
Die Arbeitsinspektoren überwachen bei Betriebsbesichtigungen 

die Einhaltung aller dem Schutze des Lebens und der Gesundheit 

dienenden Vorschriften; das gilt auch hinsichtlich der 

Arbeitsplätze älterer Arbeitnehmer. 
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Der Bergbauberech~~gte ~at im n~h~en d~~ ~h~ aufer­

legten Vorsorgepfli~hLen im besonderen ~~Snah~en =u t~effen, 

die der Verhütung von beruflich beding:en Unfällen und Er­

krankungen der Arbeitnehmer dienen oder sich sonst aus den 

durch die Berufsausübung bedingten hygienischen Erforder­

nissen ergeben (§ 134 Abs.2 Berggesetz 1975). Daraus kann 

auch eine besondere Vorsorgepflicht für ältere Arbeitnehmer 

abgeleitet werden. Im.Rahmen der durch § 199 Abs.l Berggesetz 

1975 statuierten regelmäßigen Kontrolle durch die Berg­

hauptmannschaften erfolgt eine systecatische Überwachung 

des Gesundheitszus~andes aller Arbeitneh~er hinsicht-

lich Staubschäden und Lär~belastung. We~ters e~scheint 

i~ gegebenen Zusa~~en~a~g die Vorschr~ft ~es ) 327 Allge-

deutung: Danach dürfen ;~~e i ~~ehner, ~enn fUr sie durch 

ärztliches Zeugnis ei~e :a~gl~:~keit n~r für jesti~mte 

Arbeiten festgescellt ~ur~e, nur ~it d~esen Arbeiten be-

schäftigc ·werden. 

Hingegen ist die Anregung nach einer individuellen 

schrittweisen Ve~kürzung ~er Arbeitszeit für ältere Arbeit­

neh~er (Absatz :~ ='lchs:a~e ~) cer=eit ~aum reabsierbar. 
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l:.,lnl~.!'sei ts desh31 b, weil Clllp ltl'lll Aroei tnellm-er 

02.!ls€!'3umte I'1ößlicbkei t d.as Auswal3 de!' A.rbei tszei t 

p!'ak~isch einsei~ig zu !'eduzieren, m~~ Sicherheit da­
zu fübren würde, daß viele Arbeitgeber auf die Be­

scbäfti.[ung älterer Arbeitnehmer übe!'haupt verzichten 

,·,ijrdt:n~ zum Andern deshalb, weil ziacb dem derzpi tigen 

3~-~tcm der Fensionsbemessung eine solche Reduzierung 

ces lu'hei tS8usm8ßes auch eine Einkommensminderung und 
Q8mit eine Reduzierung der Pensionsansprüche be~irken 

vlürd e. 

Hinsichtlich des Absatzes 15 wird auf die Bemerkungen 

z~ Ajsatz 9 verwiese~. 

D~e in Ajsatz 16 Unterabsatz 1 enthaltenen Anregungen 

nach Schaffung von Sntlohnungssystemen, die den Bedürfnissen 

älterer ~rbeit.nehII!~~_ ~ngepaßt_ sind, ~Gnnen sich aussc·hlie.51i~h an 

die koll,=ktivvertragsfähigen Körperschaften der Arbeit­
[-eber Uf1(l A.r'bei tnehmer wenden, da nur diese, nicht aber 

der Sta 0 t. die Entlohnung und die Entlohnungssysteme für 
die in d er F~i vat\~irtschaft tätigen Arbeitnehmer fest­

lesen (Kollektivvertragsautonomie). 

Die Durchführung der in Absatz 17 entha1t€,en Anregung 

findet in Österreich ihre Grenzen am Richtlinienkatalog des 

§ 10 AMFG, wonach niemand gezwungen werden kann, eine ange­

botene Arbeit anzunehmen bzw. eine angebotene Arbeitskraft 

einzustellen 5cwie ein Rechtsanspruch auf Vermittlung eines 

bestimmten Arbeitsplatzes oder einer bestimmten Arbeits­

kraft ausgeschlossen ist. 
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Was die Absätze 18 und 19 betrifft, so ·stehen allen 

arbeitsfähigen und arbeitswillige~ Personen, die eine Be­

schäftigung aufnehmen wollen, die Einrichtungen der Ar­

beitsmarktverwalt:lng gleichermaßen zur Verfügung. Die 

Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung haben sich bei 

den von ihnen geleisteten Hilfestellungen unter der Ziel­

setzung der Unterbringung des Arbeitssuchenden ent~prechend 

seinen persönlichen Voraussetzungen an den Bedürfnissen des 

Arbeitsmarktes zu orientieren. Ziel einer aktiven Arbeits­

marktpolitik ist es, die volle, produktive und frei ge­

wählte Beschäftigung zu erreichen bzw. zu bewahren. 

Erweisen sich arbeitsmarktpolitische Maßnahmen als nicht 

zielführend, haben ältere Arbeitskräfte die Möglichkeit, 

eie !~strumente des Arbeitslosenversicherungsgesetzes, des 

Sonderun:ers~Utzun€sgesetzes sowie bei Vorliegen der ent­

sprechenden Voraussetzungen des Nachtschicht-Schwerarbeits ­

gesetzes in Anspruch zu nehmen. 

Teil IV des vorliegenden Instrumentes enthält An­

regungen für die Vorbereitung auf und den Eintritt in den 

Ruhestand. Absatz 20 enthält zur Abgrenzung der hier empfoh­

lenen Maßnahmen eine Reihe von Begriffsbestimmungen, die 

in dieser Form durchwegs in den österreichischen Sozial­

versicherungsgesetzen enthalten sind. 

Auch zu den in diesem Teil der Empfehlung enthaltenen 

Anregungen ist zu bemerken, daß sozialrechtliche Vorschriften, 

die für Arbeitneh~er in den letzten Jahren vor Erreichung 

des Pensionsalters Erleichterungen bringen sollen sowie Mög­

l~chkeiten flexibler Sestimmung des Pensionsalters im 

~inzelfall in Öst~rreich grundsätzlich vorhanden sind. Bei 

ei~e~ Modell ces :;ch.ittweisen Überganges in den Ruhestand, 

wie eies eie Abs~tze 21 bis 23 empfehlen, muß die Frage 
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der Fin~~zierung in den Vor~e~g~~nd gestellt werden. Der­

artige Maßnahmen können in Österreich nur dann unterstützt 

werden, w~nn die Kasten eines gleitenden Ruhestandes weder 

zu allgemelIlen 13ei':rs.gse!~hö:ltll1gen :ln der Sozialversiche­

rung führen noch die Finanzierbarkeit anderer Leistungen 

der sozialen Sicherheit gefährden. 

Der E i. n :. r i t;, t t n den R l, .:.-. . .. ~ ci e c f' 0 1 g t. im ö s t e r -

re ich.i s c he n Pe n s ion s .s y s te m fr' e c'-'l i 11 i 6; das Alt er, das ein e n 

Anspruch auf eine ?e~sionslei3t~~g begründet, ist insoweit 

als variabel anzusehe~, als der Arbeltneh~erJ der das 

Pensionsalter bereits erreicht hat, nich~ verpflichtet ist, 

Se~ angereg~e allo§hliche vo~ Erwerbsleben 

zu ei~e~ :~:igkeit nach freier ~2hl besten: de~zeit nach 

s~inmungen des Art.X ~SchG betreffend das Sonderruhegeld 

finden nur auf einen einse9chr~nk~en Perscnenk~eis Anwen-

dung und sind infolge ihrer 3efr!s~ung lediglich als 

jbergangslbsung [Ur jene Wlr~S2haft9zweige anzusehen, die 

sich in einer unverschuldeten außer~rdentlichen Notlage 

befinden. 

Ein voller Lohnausgleich fUr ältere Arbeitnehmer, die 

ihre Arbei~szeit schritt~eige re~uzieren, ist derzeit nicht 

gewährle!stet. WUrde man die ~!beltgeber zu einer solchen 

Leistung verpflichten, wUrde dies einen sehr starken Anreiz 

bedeuten, ~ie äl~eren Arbeitn~~~er zu kUndigen, bzw. gar 

nicht zu beschäftigen. Umgeke~rt dQrfte es wohl Uber die 

?inanzkraft der Gebietskbrperscnaften gehen, durch Zuwen-

siche!""'z'J.stell ::rl. 
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Die in Absatz 24 enthaltenen Anregungen sind durch 

die 3estimmungen des Arbeits l osenversicherungsgesetzes, 

des Sonderunterstützungsgeset z es sowie durch die Möglich­

keit der vorzeitigen Alterspension bei Arbeitslosigkeit 

gemäß § 253a ASVG erfüllt. 

Der in Absatz 25 Unterabsatz 1 Buchstabe a enthaltenen 

Anregung, die der zwingenden Nor~ des Art.l5 Abs.3 des Über­

einkommens (Nr.l28) über Leis tungen bei Invalidität, Alter 

und an Hinterbliebene fast wörtli ch nachgebildet ist, wird 

im österreichischen Rechtsbereich durch die Gewährung von 

Knappschaftsalterspension für männliche Versicherte nach Voll­

endung des 60.Leben~jahres bei Vorliegen einer bestimmten 

Dauer wesentlich berg~ännischer Arbeiten entsprochen. 

Hingegen ist die in A~satz 25 Unterabsatz 1 Buchstabe b 

ent~altene Anregung im Bereich der österreichischen Sozialen 

5ic~er~eit derzeit nicht erfüllt. 

Die in Absatz 26 enthalten e Anregung ist durch die vor­

zeitige Alterspension (Knappschaftsalterspension) bei langer 

Versicherungsdauer (§§ 223 b bzw. 276 b ASVG) erfüllt. 

Zu den Absätzen 27 und 28 wird bemerkt, daß nach gelten­

=em Recht Anspruch auf normale Alterspen s ion für Männer mit 

Erreic~ung des 65.Lebensjahres und für Frauen mit Erreichung 

des 60. Lebensjahres besteht. , Für öffentlich-rechtliche 

3edienstete besteht weiters die Möglichkeit, durch schrift­

liche Srklärung die Versetzur.g in den Ruhestand mit Ablauf 

des ~cnats zu bewir~en, in wel~he~ das 60. Lebensjahr voll-

endet wurde. 

Zu Absatz 29 wird b€~ c ;~t, daß der Antrag auf Alters­

pe~9ion auch nach Erreic~en ces Anfallalters gestellt 

~~;je; kar.n. Aller=ings fäll: CE n ~ nac~ § 86 ASVG die 
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Die gemäß Absa:z 30 angeregten Progr~~~e zur Vor­

berei~ung in den Ruhes~and können in Österreich als aus­

reichend betrachtet werden, soweit sie das Sozialversiche-

rungsrecht betreffen. Die ?ensionsversicherungsanstalten geben 

den Pensionswerbern in mündlicher und schriftlicher For~ 

genügend Auskünfte über Art und Umfang der ?ensionsleistungen. 

Sonstige Prcgra~e sind vorerst nur in Ansätzen vorhanden, 

wobei zunächst Fragen über Gestaltung und Finanzierung 

geklärt werden müssen. Zur praxisnahen Realisierung derartiger 

Programme wird es des Zusammenwirkens einer Reihe von 

Zentralste lIen des Bundes und der Länder sowie von Erwachsenen­

bildungsinstitutionen und Interessenvertretungen bedürfen. 

Bemerkt wird, daß Österreich das Übereinkcmmen (Nr.140) über 

den bezahlten Bildungsurlaub nicht rati~iziert hat. 

nahmen zur DurchfJhrung der vorliegenden Empfehlung, die 

erforderlichenfalls schrittweise auf eine den innerstaatlichen 

Gepflogenheiten entsprechende Art und Weise und unter Berück­

sichtigung der jeweiligen innerstaatlichen wirtschaftlichen 

und sozialen Verhältnisse erfolgen kann. Auf entsprechende 

Ö:fentlichkeitsarbeit und Ausbildung des Personals der 

Arbeitsoark~verwaltung wird dabei geachtet werden. 

Die Bundesregierung hat in der Sitzung des Min~ster­

rates vom :1- A, ~ A"t ~ '> beschlossen, den Bericht 

über die Empfehlung (Nr.l62) betreffend ä1tere Arbeitnehmer 

zur Kenntnis zu nehmen, die beteiligten Bundesminister 

einzuladen, bei künftigen Maßnahmen auf dem gegenständ­

lichen Gebiet die Anregungen der vorliegenden Empfehlung 

soweit wie möglich zu berücksichtigen und den angeschlossenen 

Bericht dem Nationalrat zur Kenntnisnahme vorzulegen. 
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. Die Buncesregierung stell t daher ;-:~iJcrl ich den 

A n t rag , 
----------------------

der Nationalrat wolle den Bericht über die Empfehlung (Nr.162) 

betreffend ~ltere Arbeitnehmer zur Kenntnis nehmen. 
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Die Al!geme111e "Konfcn.::n.:: J:~: 1,nLc:r::1:.:nCiJ2.it:n .c~[t·,.:ilSOygani"auon, 

die VOIn \' eL~·:Jr:'l~:.g.s~'Z ::~ sS ~ :>~.'..:~ r'~ -:~l~O~'2~~ .~.D .. \.i-b.~ltS.::.~_~nIe-_s Dp..ch Gc~.i einberu­
fen \!"'1.1rd:: lIDe 2.~ J ... ::IF;.: "! c:~.~c: ~<:, ~bs::,r '_~r:.ch~tlr;JL:,.ec:-!.z:i;:;te:l "[as~!.ng 
Z'lL~IIL.l] ~:~ g t': t:-~.::: D )5,1-. 

weist dar"'2 Gi h.lIl~ d213 ;'.i 2.:: 

Disk.'imiuJ·::r..illg (3 ::::S':.'. ;~;;" 
z?..hlten :c. ~,j:J-l.nic:ier~~·'j ~~ 
MögiiclLk:c:iT c:ne: ;·r ,::"Il:; =',,': 

~~1::ß ~ .. :'ld d~,e E.r71?fe2-::,_tu~")g über die 
~>~.;uf}, ~.:)~ 8~ un:t"',f den d~irin 3.ui~~e­

",:, "-:",:e;':,':::11 :,:~,;,,:;j[,r.:en~ aber die 
'/ :'~::-r Cl"1.·:_i":r:-::. \·;':"'1r:.;e!.-t:~,ll; 

verweist aLlf ait: b::;:c,,{)c'.k:':·',:', ~:;::"l:':"cE \j~"'~~ ;j;ft~re Arbeirndm}e:r in der 
Empfehhmg betn:[h,~":d .:;;,;:. ::, g\6 2., und d;:r Empfeh-
lung belTeffeDd dj,<.~ r:'!:;f~~: ~j "~ ~.:; ~."', - :'-.:- t)~":.':~C.~: r:aJ.s. 1975; 

ver\liei.sl 2.U1 die BeS-C!l"l::~'':,T~J~':'''~J :~~'f:'·STc.~::·::~c:::r r_rf,·~._':pd,.::n u:xr die Sozi?Je 
Sicherheit 2.l1t:,:C1· >,'!:.:~~;<~<::~'~~'~. :.·-.:-;·jc-.~<.;,:ci::~',~ ~~:~2.3 ~~~-c::'::,~:n:{'CIT'---:::~i::ns und der 
Enlpfe.<~l~~g übt~r ~.::'~5t~~1-:~!'7,:-1 ~-):..~,! ~l:!\"·::.jJitj! ~··~":·d .~\]ter U.r~d a:J E.interblje-· 
bene, 19ü 7 ; 

verweIst fc =-:: c;' auf dj'e =)c:~~-:.1.:').,rl1l1~· ~'''''<:' \·-~·<.'~k· .~ :\ ;.... ..... .-J'"7 ~ j~'"-""" Fr'k;~'-ung 

.. -~~,'" ('.~.,<" ;':. ~~~,~~:"~,.,"'~: ~.'" •. ,~~"I~ ..... ,'.~ :',,1 ~,_~ ',.;~,;~ .-u~ ~~l' -:~~.: ~::_{.~ ~."a~o', ... -en-über dje (-:~;,':":J~~;::g~~:-~''::- :~ .... :: ~' ... , __ ,. _ ~ ~.' ~~ __ .. -_.~ '_ D,-&u ... ~ ~ 

Fr'--l.uen_ .. dit: ,.iie lnre ::'c· .~~ ~ l0)J~~~t; _~:. ~ '-~~ Ls~o;}icI e ,~:.Z ,cn..~i i-,~:'er 60. Ta~:un g im 
Jclrre 1975 8.l]g,:=1::':)[!:).i}]e;::-1 !"'I~~:' ~ 

hält es [-lu' \Yl~!.r!.~,.,.c~~_-:as~·{::rL c.i::~ ~'-;-':~~}' (~~·\(~1·_~(~::~:~. T_~: ~\.~~! r]{~ ... ::n (~:.:~rch NO"!"TD,en über die 
Cl1ance~\ ··iei,.~-",bp'it l~_:-2d (;1:;]' ; ... ;;':~1:.<.7.lGlü~1~~, :~i"<'~"'"?<-' A r;"""-':~-;"'mer i~ber 

ihren ~iZ'-l~ ;;'::r ;:::c,-,",.:~,;ift'c,jJ},~ l.~,:~G üce; (i;~ -~<~'[[,';;~~e'l;l~~~~~ ~d ~den 
E~!Jtritt in den :;:t:.:!e"St::ir.ld Z\J '2:r:~ 2 i.1Zen ; 

hat beschlossen., ve:i:>':bj ei.:t;':':::.';·~!-::'l':: :c'::; J . .TlT,:üel'.s:': ~'!:1 betreff '-'nd ältere AJbeit­
Lebme! : l~st>.e;i,t i.cr.::ci ? U:':(~"l3f:',~, .:>:e F:dge, eie Jen vie:'tI';:;J Gegenstand 
ihrer T3.f,~SOr(:LJLng ~jld:~L, L.i1'j 

dabei beStiU"ü.Dt, d:ill c'ie:,;~; .-'>ne,-:;,::' {Li": ':-CIT:"l eLL~U ED.1pfehbng erhalten sollen. 

Die Konferenz nÜru.D~ bel.!f;:. :nn :23, ~hlni i 9SD, "e folgende Empfehlung an, 
die als Empfehlung betrd:fend S:erc .'\r~.::::HIJ:::[m1e:·, 19.'30, be:z.eid:m::t ""ird. 

1 (1) Ü ' -.L"'A r.~'~ ,; ~1""'1'"'l" '-"';fl'" :,;-.. ~. -i~~ t... ~~h'''''·:''n.c-·~'''''':ne'- ,..i~p- '\1'~p'.::..rl ~1-..~.~ -n e~rnen • , 1t:,,_ r~A,pie .. ""I!:> 2'" ,,~ c.,l., r,-,., ~"-.1. ... ~L! .,l, L.o,_ ""'-5- u.u'-> LUD _ • .AO,u -

den Alten; auf Sc.~\l,i1c~gi~i!e:n in B;:::s.;:::-:ii[ü:;-.r;:g lUld B::,::L'.! stoßen können, 

(2) Bei der ?\!r:~fl~'nuDg, ~jt-'S::r . Empiehlung b,II.!l in j.~d~m. Land ,:mter 
Bc:zugnahme aur Destillunte -"\ . .itc::;?!,uppen enIsp::-::.'.cn..:nd der rnnerst&JtJJchen 
Gesetzgebung und Praris uud den öniicilen Vert§Jtm,ssen ei.ne genauere Defini­
tion der Arbeitnehmer angenommen werdc:n. tolr die die En,pfehlung gilt. 

(3) Die ArbeitDeemer, fü,r die ,iieS-<! E:":T:fe~ilm:g gilt, wen.!e:n als "ältere 
~itnehmer'" bezeic.'l!::et. . 

2. Die Beschäftigungsprobie:rJc l1::i ~;ltc~:e::! AI~)ei'nd:..me~ sCiUten im Rahmen 
einer umfassenden und ausgew0i";;:1cn S':-.:>:::::;j::: d::~ VOUry.;scb2rJ1:;-ung und - auf 
betrieblicher Eben'.': - einer um~<,_ss~r,dCD 1;nö cU~~~t'wogc;r.~n Smialpolitik behan­
delt werden., wobei allen B;;:'.:ö~k:::;L~l<;~'!=,T::i::::,::::. ~e:;,ih:,;r:d Rec~rnmg getragen und 

III-11 der Beilagen XVI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)32 von 38

www.parlament.gv.at



-2-

somit gewährleistet werden soUte, daß die Beschäftigungsprobleme nicht von einer 
Gruppe auf eine andere verlagert werden. ... 

-~ 

ll. CHANCENGl..ElCHHEIT UND GLElOiBEHANDLUNG 

3. Jedes Mitglied soUte im Rahmen einer innerstaatlichen Politik zur Förderung 
der Olancengleichheit und Gleichbehandlung der Arbeitnehmer ungeachtet ihres 
Alters und im Rahmen seiner einscblägig"!n Gesetzgebung und Praxis Maßnahmen ' 
treffe~ um jede Diskriminierung älten:r Arbeitnehmer in ~esc:h.äft:igung und 
Beruf zu verhindern. 

4. Jedes Mitglied soUte durch den innerstaatlichen Verhältnissen und Gepflo­
genheiten angepaßte Methoden 
a) Maßnahmen für eine wirksame Bete~gung der Verbände der Albeitgeber und 

der Arbeitnehmer an der Gestaltung der in Absatz 3 dieser Empfehlung 
erwähnten Politik treffen; 

b) Maßnahmen für eine wirksame Beteiligung der Verbände der Arbeitnehmer 
und der Arbeitgeber an der Förderung der Annahme und der Befolgung dieser 
Politik treffen; . 

c) Gesetze erlassen und/oder Programme unterstütze~ die geeignet erscheine~ 
die Annahme und Befolgung dieser Politik zu sichern. 

5. Ältere Arbeitnehmer sollten ohne Diskriminierung wegen ihres Alters 
Chancengleichheit und Gleichbebandlung mit anderen Arbeitnehmern genieße~ 
insbesondere in bezug auf 
a) den Zugang zur Berufsberatung und zur Arbeitsvermittlung; 
b) den Zugang - unter Berücksichtigung ihrer persönlichen Fähigkei~ ihrer 

Erfahrung und ihrer Qualifikation-
i) zu der Beschäftigung ihrer Wahl im öffentlichen wie ~ privaten Sektor, 

vorbehaltlich der Fälle, in denen auf Grund der besonderen Anforderun­
ge~ Bedingungen oder Regeln für bestimmte Tätigkeiten ausnahmsweise 
Altersgrenzen vorgeschrieben werden dürfen; 

ü) zu den Einrichtungen der Berllf5bildung, insbesondere der Weiterbildung 
und der Umschulung; 

üi) zu bezahltem. Bildungsurlaub, insbesondere zum Zwecke der Berufsbil­
dung und der gewerkschaftlichen Bildung; 

iv) zum beruflichen Aufstieg und zu einer gerechten Aufgabenvertcilung; 
c) die Sicherheit des Arbeitsplatzes. vorbehaltlich der innerstaatlichen Gesetzge­

bung und Praxis in bezu.g auf die Beendigung des Arbeitsverhältnisses und 
vorbehaltlich der Ergebnisse der in Absatz 22 dieser Empfehlung erwähnten 
Überprüfung; . 

d) das Entgelt für gleichwertige Arbeit; 
e) Maßnahmen der Sozialen Sicherheit und Sozialleistungen; 
f) die Arbeitsbedingungen., einschließlich der Maßnahmen des Arbeitsschutzes; 
g) den Zugang zu Wohnra~ Sozialdiensten und Gesundheitseinrichtun~ 

insbesondere wenn dieser Zugang mit der Berufstätigkeit oder der Beschäfti­
gung zusammenhängt. 

6. Jedes Mitglied sollte die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen und 
Verwaltungsvorschriften und -gepflogenheiten überprüfe~ um sie an die in 
Absatz 3 dieser Empfehlung genannte Politik anzupassen. 
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7. Jedes l\,utg.lied sollte dillch den innerstaatlichen Verhältnissen und Gepflo­
genheiten angepaßte Methoden 
a) soweit '.'ne möglich die Anwendung dieser Politik in allen Tätigkeitsbereichen 

sichersteUen. die der Leitung oder der Aufsicbt einer öffentlichen Stelle 
unterstehen; 

b) die AnwendtUlg dieser Politik in allen anderen Tätigkeitsbereichen in Zusam­
menarbeit mit den Verbänden der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer und 
allen a.nderen t>e:teiligten Stellen fördern. 

8. Ältere Arbeitnehmer und Gewerk.schaftsorganisationen sowie Arbeitgeber 
und ihre Verbände sollten Zugang zu den Steilen haben~ die befugt sind, 
Beschwerden in. bezug auf die Chancengleichheit und die Gleich behandlung zu 
prüfen und diesbezüglich Untersuchungen durch.zufü.hren, um die Abstellung aller 
mit dieser Politik als unvereinbar angesehenen Praktiken zu erreichen. . 

9. Es sollten alle geeigneten Maßnahmen getroffen werden. um sicherzustellen. 
daß die B~ru.f:sberatungs-. Au.sbildungs- und Arbeitsvermittlungsdienste älteren 
.A.rbeitJlehmern jede Erleichterung, Beratung und Hilfe gewähren. deren sie 
gegebenenfalls bedürfen, um Chancengleichheit und Gleicbbehandlung in vollem 
Umfa.n.g zu genießen... 

10. Die Ar::wendung der in Absatz 3 dieser Empfehlung erwähnten Politik 
sollte keine nachteiligen Ausv .... irlrungen auf die zum Schutz oder zur Unterstützung 
älterer Arbeitnehmt;f für notwendig erachteten Sondermaßnahmen haben. 

ID. ScHuTz 

11. Im Rahmen einer innerstaatlichen Politik zur Verbesserung der Arbeitsbe­
dingungen und der Arbeitsumwe1t in allen Stadien des Erwerbslebens sollten unter 
hfitwirk'..lng der maßgebenden Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
den innersta.atlic.hen Verhältni.ssen und Gepflogenheiten entsprechende Maßnah­
men ausgearbeitet werden., um älteren Arbeitnehmern die Fortsetzung einer 
Erwerbstätigkeit unter annehmbaren Bedingungen zu ennöglichen. 

12. (1) Unter :Mit'>Virl:ung der Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitneh­
mer soilten Untersuchungen durchgeführt werden, um die Tätigkeitsarten zu 
emtitteln. die den Altemngsprozeß besc.hleunigen können oder bei denen ältere 
Arbeitnehmer Scl:lv/ierigkeiten haben. sich den Arbeitsaniorderungen anzupassen, . 
um die Gn:inde für diese Schwierigkeiten festzustellen und geeignete Lösungen zu 
finden.. 

(2) Diese Untersudlungen könnten im Rahmen eines allgemeinen Systems zur 
Bewertung der Arbeitsaufgaben und der entsprechenden Qualifikationen durchge­
führt werden. 

(3) Die Ergebl:'isse der Untersuchungen sollten wei·-:n Kreisen zur Kenntnis 
gebracht werden. insbesondere den Verbänden der Arbeitgeber und der Arbeit­
neh.mer und g'!gebenenfalls durch ihre Vermittlung den betroffenen älteren 
Arbeitnehmern. 

13. Stehe::1 die Anpassungsscbwierigkeiten älterer Arbeitnehmer in erster Linie 
mit dem zunehmenden Alter im Zusammenhang, so sollten soweit wie möglich 
Maßnahmen getroffen werden. die in bezug auf die betreffenden Tätigkeiten 
darauf abzieie~ 
a} die Bedingungen der Arbeit und der Arbeitsumwelt zu beseitigen, die den 

AlterungspmzeB zu besdlleunigen drohen; 
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b) die Gestaltung der Arbeitsorganisation und der Arbeitszeit zu ändern. soweit 
diese eine Arbeitsbelastung und ein Arbeitstempo zur Folge haben. die die 
betrqffenen Arbeitnehmer überfordern • .insbesondere durch Einschränkung 
der Uberstunden; 

c) den Arbeitsplatz und den Arbeitsinhalt mit Hilfe aller verfügbaren technischen i 
Mittel, insbesondere nach ergonomischen Grundsätzen, an den Arbeitnehmer \ 
anzupassen, um die Gesundheit zu schützen. Unfällen vorzubeugen und die 
Arbeitsfähigkeit zu erhalten; 

d) eine systematischere Überwachung des Gesundheitszustandes der Arbeitneh­
mer vorzusehen; 

e) eine Überwachung an den Arbeitsplätzen vorzusehen, die geeignet ist, die 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeimehmer zu gewährleisten. . 

14. Zur Durchführung von Absatz 13 Buchstabe b) dieser Empfehlung 
könnten nach Anhörung der Vertreter der Arbeitnehmer oder unter Mitwirkung 
ihrer maßgebenden Verbände oder durch Kollektivverhandlungen, entsprechend 
den in jedem Land üblichen Gepflogenhei; en. die folgenden Maßnahmen auf 
betrieblicher Ebene getroffen werden: 
a) Verkürzung der täglichen oder wöchentlichen Nonnalarbeitszeit der älteren 

Arbeitnehmer bei anstrengenden. gefährlichen oder gesundheitsschädigenden 
Arbeiten; 

b) Förderung einer schrittweisen Verkürzung der Arbeitszeit für alle älteren 
Arbeitnehmer, die dies wünschen. während einer vorgeschriebenen Zeitspanne 
vor Erreichen des Alters, das normalerweise den Anspruch auf eine Leistung 
bei Alter begründet; 

c) Verlängerung des bezahlten Jahresurlaubs auf der Grundlage der Beschäfti­
gnngsdauer oder des Alters; 

d) Gewährung der Möglichkeit für ältere Arbeitnehmer, ihre Arbeitszeit und ihre 
Freizeit nach eigenem Ermessen einzuteilen. indem insbesondere TeiIzeitbe­
sc.b.äftigung erleichtert und gleitende Arbeitszeit vorgesehen wird; 

e) Erleichterung des Wechsels älterer Arbeitnehmer .. auf ArbeitsplätZe mit 
normaler Tagesarbeitszeit, wenn sie eine bestimmte Anzahl von Jahren bei 
durchgehenden oder unterbrochenen Schichtsystemen tätig waren. 

lS. Es sollte alles getan werden. um den Schwierigkeiten, denen ältere 
Arbeitnehmer begegnen, durch Beratungs- und Ausbildungsmaßnahmen abzuhel­
fen, wie sie beispielsweise in Absatz 50 der Empfehlung betreffend die Erschlie-
ßung des Arbeitskräftepotentials, 1975, vorgesehen sind- I 

16. (1) Unter Mitwirkung der maßgebenden Verbände der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer sollten Maßnahmen getroffen werden, um bei älteren Arbeit­
nehmern wann immer möglich .Entlohnungssysteme anzuwenden. die ihren 
Bedürfnissen angepaßt sind. 

(2) Diese Maßnahmen könnten umfassen: 
a) Entlohnungssysteme, die nicht nur dem Arbeitstempo, sondern auch dem 

Fachwissen und der Erfahrung Rechnung tragen; 
b) die Versetzung älterer Arbeitnehmer von leistungsentlohnter zu zeitentlohnter 

Arbeit. 
17. Es könnten auch Maßnahmen getroffen werden, um älteren Arbeitneh­

mern, die dies wünschen. andere Beschäftigungsmöglichkeiten in ihrem eigenen 
oder in einem anderen Beruf zu erschließen, wo sie ihre Fähigkeiten und 
Erfahrungen - soweit möglich ohne Einkommenseinbuße - nutzen können . 

• • > 
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18. Bei Personalverminderungen, vor allem in rückläufigen Wutschaftszwei­
gen, soUte durch besondere Anstrengungen den spezifischen Bedürfnissen älterer 
Arbeitnehmer Rechnung getragen werden, zum Beispiel indem ihre Umschulung 
für andere \\i.rtschaftszweige erleichten, ihnen Unterstützung bei der Erlangung 
einer neuen Beschäftigung gewährt oder indem ihnen eine angemessene Enkom­
menssicherung oder ein angemessener finanzieller Ausgleich geboten wird. 

19. Es sollten besondere Anstrengungen unternommen werden, um arbeit­
suchenden älteren Personen den Eintritt beziehungsweise Wiedereintritt ins 
Erwerbsleben zu erleichtern, nachdem sie wegen ihrer FamilicnpfIicnten keine 
Berufstitigkeit ausgeübt haben. 

IV. VOIUlEREIlUNG AUF UND E.l:NrRrrr IN DEN RUHESTAND 

20. Im Sinne dieses Teils dieser Empfehlung 
a) bedeutet '" ~r Ausdruck "vorgeschrieben" durch oder auf Grund eines der in 

Absatz 31 dieser Empfehlung erwähnten Durchführungsmittel bestimmt; 
b) bezeichnet der Ausdruck • .Lei,stung bei Alter" eine Leistung. die naCh 

Überschreiten eines vorgeschriebenen Alters gewährt wird; 
c) bezeichnet der Ausdruck .. Ruhestandsleistung" die Leistung bei Alter. deren 

Gewährung von der Beendigung jeglicher Erwerbstätigkeit abhängt; 
d) bezeichnet der Ausdruck ,,Alter, das normalerweise den Anspruch auf eine 

Leistung bei Alter begründet" das vorgeschriebene Alter, von dem ab die 
Gewährung einer Leistung bei Alter entweder vorgezogen oder aufgeschoben 
werden kann; 

e) bezeichnet der Ausdruck • .Dienstaltersle~' eine Leistung, deren Gewäh­
rung allein von der Erfüllung einer langen Wartczeit ungeachtet des Alters 
abhängt; 

n bezeichnet der Ausdruck "Wartezeit"' entweder eine Beitragszeit oder eine 
Beschäftigungszet oder eine Wohnsitzz:cit oder eine Verbindung dieser Zeiten, 
je nachdem was vorgeschrieben ist. 

21. Wann immer möglich sollten Maßnahmen getroffen werden, um 
a) sicher.z:u.steIlen, daS im Rahmen eines SystelDSy das einen allmählichen 

Übergang vom Erwerbsleben zu einer Tätigkeit nach freier Wahl gestattet, der 
Eintritt in den Ruhestand freiwillig erfolgt; 

b) das Alter, das den Anspruch auf eine Leistung bei Alter begründet, variabel 
anzusetzen. 

22. Die gesetzlichen und sonstigen Bestimmungen, die für die Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses ein verbindliches Alter festsetzen, sollten unter Berücksichti­
gung des vorstehenden Absatzes und des Absatzes 3 dieser Empfehlung überprüft 
wc:rden.. 

23. (1) Jedes Mitglied sollte sich vorbehaltlich seiner Politik in be2ug auf 
Sondcrleistungen bemühen sicherzustellen, daS ältere Arbeitnehmer. deren 
Arbeitszeit fortschreitend bis auf eine vorgeschriebene StundenzahJ herabgesetzt 
wird oder die eine Teilzeitbeschäftigung aufnehmen, während einer vorgeschriebe­
nen Zeitspanne vor Erreichen des Alters, das normalerweise den Anspruch auf 
eine Leistung bei Alter begründet. eine Sonderleistung als Teil- oder Vollausgleich 
für ihre Einkommen.seinbuße erhalten. 

(2) Die Höhe und die Bedingungen der in Unterabsatz (1) dieses Absatzes 
erwähnten Sonderleistung sollten vorgeschrieben werden; gegebenenfalls sollte sie 
für die Berechnung der Leistung bei Alter dem. Entgelt gleichgestellt werden, und 
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die Zeitspanne. während der sie gezahlt wird. sollte bei dieser Berechnung 
berücksichtigt werden. 

24. (l) Ältere Arbeitnehmer. die während einer vorgeschriejenen Zeitspanne 
vor Erreichen des Alters, das normalerweise den Anspruch auf eine Leistung bei 
Alter begründe~ arbeitslos sind, sollten dort. wo ein System für Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit besteht. weiterhin solche Leistungen oder eine angemessene 
Einkommenssicherung erhalten. bis sie dieses Alter erreicht haben. 

(2) Besteht kein solches System. so sollten ältere Arbeitne~er, die seit 
mindestens einem Jahr arbeitslos sind, Anspruch auf eine vorgezogene Ruhe­
st.andsleistung während einer vorgeschriebenen Zeitspanne vor Erreichen des 
Alters haben. das normalerweise den Anspruch auf eine Leistung bei Alter 
begründet; die Gewährung einer solchen Leistung sollte jedoch nicht von einer 
längeren Wartezeit abhängig gemacht werden. als sie bei diesem Alter vorgeschrie­
ben is~ und ihr Betrag, der dem Betrag der Leistung entsprich~ die sie in diesem 
Alter erhalten hätten, sollte nicht als Ausgleich für die wahrscheinlich längere 
Dauer de~ Zahlung gekürzt werden. doch braucht für die Berechnung dieses 
Betrags dJe Zeitspanne zwischen dem tatsächlichen Lebensalter und dem Alter, 
das normalerweise den Anspruch auf eine Leistung bei Alter begründet, nicht in 
die Wartezeit einbezogen zu werden. 

25. (l) Ältere Arbeitnehmer. 
a) die in Berufen beschäftigt waren, die nach der innerstaatlichen Gesetzgebung 

oder Praxis für die Zwecke der Gewährung von Leistungen bei Alter als 
anstrengend oder als gesundheisschädigend gelten, oder 

b) die in einem vorgeschriebenen Grad als arbeitsunfähig anerkannt sind, 
sollten während einer vorgeschriebenen Zeitspanne vor Erreichen des Alters, das 
normalerweise den Anspruch auf eine !..eistung bei Alter begründet, Anspruch auf 
eine vorgezogene Ruhestandsleistung haben, deren Gewährung von einer vorge­
schriebenen Wartezeit abhängig gemacht werden kann; ihr Betrag, der dem Betrag 
der Leistung. entsprich~ die sie in diesem Alter erhalten hätten. sollte nicht als 
Ausgleich für die wahrscheinlich längere Dauer der Zahlung gekürzt werden. doch 

. braucht für die Berechnung dieses Betrags die Zeitspanne zwischen dem tatsäch­
lichen Lebensalter und dem Alter. das normalerweise den Anspruch auf eine 
Leistung bei Alter begründe~ nicht in die Wartezeit einbezogen zu werden. 

(2) Die Bestimmungen des Unterabsatzes (1) dieses Absatzes gelten nicht für 
a) die Bezieher von Invaliditäts- oder Arbeitsunfähigkeitsrenten. die einem Grad 

der Invalidität oder Arbeitsunfähigkeit entsprechen. der dem für den Bezug 
der vorgezogenen Ruhestandsleistung erforderlichen Grad der Arbeitsunfähig­
keit mindestens gleich ist;· 

b) Personen. die durch berufliche Pensionssysteme oder durch andere Leistungen 
der Sozialen Sicherheit ausreichend geschützt sind. 

26. Ältere Arbeitnehmer. für die die Absätze 24 und 25 nicht gelten. sollten 
Anspruch auf eine vorgezogene Leistung bei Alter während einer vorgeschriebe­
nen Zeitspanne vor Erreichen des Alters haben. das normalerweiSe den Anspruch 
auf eine Leistung bei Alter begriinde~ vorbehaltlich etwaiger Kürzungen der 
regelmäßig wiederkehrenden Leistung. die sie in diesem Alter erhalten hänen. 

27. Bei Systemen. die die Gewährung von Leistungen bei Alter von Beitrags­
zahlungen oder von einer Zeit der Berufstätigkeit abhängig machen, sollten ältere 
Arbeitnehmer. die eine vorgeschriebene Wartezeit zurückgelegt haben. Anspruch 
auf eine Dienstaltersleistung haben. 
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28. Die Bestimmungen der Absätze 26 und 27 dieser Empfehlung brauchen 
nicht angewendet zu werden beI Systemen. in denen das Alter. das den Anspruch 
auf eine Leistung bei Alter begnlndet. auf 65 Jahre oder niedriger festgesetzt ist. 

29. Arbeitsfähige ältere ArbeItnehmer sollten die Möglichkeit haben, ihren 
Antrag auf Gewährung eIDer Lelsrung bei Alter bis nach Erreichen des Alters, das 
Dormaler~ieise den Anspruch auf elOe solche Leistung begründet. aufzuschieben, 
zum Beispiel um alle Voraussetzungen elOer Wartezeit für eine Leistung erfüllen 
zu können oder um ihre LeISrungen unter Berücksichtigung des höheren Alters 
und gegebenenfalls der zusätzlich gelelSteten ArbeIt und der zusätzlichen Beitrags­
zahlungen verbessern zu können. 

30. (1) In den letzten Jahren vor dem Ende des Erwerbslebens sollten unter 
Mitwirkung der maßgebenden Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
und anderer beteiligter Stellen Programme zur Vorbereitun.,g auf den Ruhestand 
durchgeführt werden. In diesem Zusammenhang sollte dem Ubereinkommen über 
den bezahlten Bildungsurlaub, 1974, Rechnung getragen werden. 

(2) Solche Programme sollten es den beteiligten Personen insbesondere 
ermöglichen, Vorkehrungen für den Ruhestand zu treffen und sich auf diese neue 
Lage einzustellen. lOdem sie informiert werden über 
a) das Einkommen und insbesondere die Leistungen bei Alter, die sie voraus­

sichtlich erhalten werden. dIe Steuervorschriften für Rentenempfänger und die 
Vergünsugungen. die ihnen gewahrt werden. Wle medizinische Betreuung, 
SOZlaldienste und TanIermäßlgungen für bestimmte öffentliche Dienste; 

b) die Möglichkeiten und Voraussetzungen für die Fortsetzung einer Elwerbs­
tätigkeit. vor allem auf TeilzeirbaslS, und die Möglichkeit. selbständig erwerbs­
tätig zu werden; 

c) den AlterungsprozeB und die Mittel, ihm entgegenzuwirken, wie ärztliche 
Untersuchungen. körperliche Betätigung, richtige Ernährung; 

d) Freizeitgestalrung; 
e) die verfügbaren Einrichtungen der Erwachsenenbildung, entweder zur Bewäl­

tigung der besonderen Probleme des Ruhestands oder zur Erhaltung oder 
Weiterentwicklung der Interessen und Fertigkeiten. 

V. DuROiFÜHRUNO 

31. Diese Empfehlung kann. erfo~erlichenfalls schrittweise, durch die inner­
staatliche Gesetzgebung, durch Gesamtarbeitsverträ'ge oder auf irgendeine andere 
den innerstaatlichen Gepflogenheiten entsprechende Art und Weise und unter 
Berücksichtigung der innerstaatlichen wirt:schaftlichen und sozialen Verhältnisse 
durchgeführt werden. 

32. Es sollten geeignete Maßnahmen getroffen we~ um die Öffentlichkeit 
und insbesondere das für die Berufsberatung, die Ausbildung, die Arbeitsvermitt­
lung und die anderen beteiligten Sozjaldienste zuständige Personal sowie die 
Arbeitgeber, die Arbeitnehmer und ihre Verbände über die Schwierigkeiten zu 
unterrichten, auf die ältere Arbeitnehmer - insbesondere in bezug auf die in 
Absatz S dieser Empfehlung behandelten Fragen - stoßen können, und darüber, 
wie wichtir es ist, ihnen bei der Überwindung dieser Schwierigkeiten zu helfen. 

33. Es sollten Maßnahmen getroffen werden, um sicherzustenen, daß ältere 
Arbeitnehmer über ihre Rechte und ihre Möglichkeiten umfassend unterrichtet 
und daß sie ermutigt werden, davon Gebrauch zu machen. 
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